Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/141 


Der Bundesminister 
für Jugendr Familie und Gesundheit 


Bonn-Bad Godesberg, den 4. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Behandlung Hämophiler (Bluter) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann und Ge- 
nossen 

- Drucksache VI/47 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


Um den Erfordernissen einer modernen Behandlung und Be- 
treuung von Hämophilen (Bluter) gerecht zu werden, d. h. um 
den Patienten vor möglichen Folgen der Hämophilie, beson- 
ders frühzeitig einsetzender Körperbehinderung und unzu- 
reichender Schul- und Berufsausbildung zu bewahren, ist neben 
einer schnell zu stellenden Diagnose erforderlich; 

a) Frühzeitige Erkennung einer Blutung mit rechtzeitigem und 
sicherem Einschätzen des Blutungsrisikos, da bei zu spät ein- 
setzender Behandlung irreparable Schäden auftreten können. 

b) Unverzüglicher Behandlungsbeginn in einer entsprechend 
eingerichteten Klinik. 

1. Ist die Bundesregierung bereit, Projekte der Länder zur Errich- 
tung der fünf noch fehlenden Behandlungszentren anzuregen 
und zu fördern? 

Die Erfahrungen, die mit Blutgerinnungslaboratorien in Verbin- 
dung mit eigenen stationären Abteilungen in den Universitäts- 
Kliniken Hamburg und Düsseldorf laufend gemacht werden, 
sind als gut zu bezeichnen. Daneben gibt es mehrere Blutgerin- 
nungslaboratorien ohne eigene Klinikabteilungen. 

Die Bundesregierung wird es begrüßen, wenn noch weitere 
Behandlungszentren (Blutgerinnungslaboratorien mit eigenen 
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stationären Abteilungen) errichtet werden. Hämophile sollten 
bei Blutungen einen Transportweg von nicht mehr als 100 km 
zum nächsten Behandlungszentrum zurücklegen müssen, da der 
Erfolg einer Behandlung direkt abhängig ist 

1. von der Dauer des Eintrits einer Blutung bis zum Behand- 
lungsbeginn 

2. von der Beratung und Betreuung im Rahmen der nach- 
gehenden Fürsorge. 

Die Bundesregierung ist bereit, Projekte der Länder zur Errich- 
tung weiterer Behandlungszentren anzuregen und im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten zu fördern. Sie beabsichtigt, diese Frage 
der Konferenz der für das Gesundheitswesen zuständigen Mini- 
ster und Senatoren der Länder vorzulegen. 

2. Ist die Bundesregierung bereit, die Errichtung eines zentralen 
Hämophilie-Internats anzuregen und zu fördern? 

Kinder, die an Flämophilie leiden, versäumen erfahrungsgemäß 
1/3 der Schulzeit aus Gründen, die in ihrer Krankheit die Ur- 
sache haben. Der durchschnittliche Ausbildungsstand liegt unter 
der Norm. Eine Abhilfe können hier Internate für tiämophilie- 
kinder bringen, deren Errichtung am zweckmäßigsten in enger 
Verbindung mit Behandlungszentren vorzusehen ist, um auf 
jeden Fall nicht nur die erforderliche Betreuung, sondern auch 
eine evtl, notwendige Behandlung sofort durchführen zu kön- 
nen; d. h. schulische Ausbildung einerseits sowie Betreuung und 
Behandlung andererseits müssen in den entsprechenden Alters- 
stufen parallel gehen. Damit kann z. B. einer drohenden ortho- 
pädischen Fehlentwicklung vorgebeugt und gleichzeitig ein 
Schulzeitverlust vermieden werden. 

Derartige Schulinternate gibt es in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bisher nicht. Die geplante Förderung eines Internats für 
hämophile Kinder und Jugendliche in Ulm, bei dem eine enge 
Verbindung mit den Universitätskliniken Ulm geplant ist, hat 
sich bisher wegen fehlender erforderlicher Voraussetzungen 
nicht realisieren lassen. 

Die Bundesregierung ist bereit, die Errichtung eines zentralen 
überregionalen Hämophilie-Internats als Modelleinrichtung zu 
fördern. 

In Verbindung mit einem Schulinternat ist auch die Errichtung 
von beschützenden Werkstätten zu sehen, um eine dem Hämo- 
philen entsprechende Berufsausbildung zu gewährleisten. Die 
Bundesanstalt für Arbeit hat die Absicht, beschützende Werk- 
stätten im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu fördern. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auch diese Frage der Kon- 
ferenz der für das Gesundheitswesen zuständigen Minister und 
Senatoren der Länder vorzutragen und der Ständigen Konfe- 
renz der Kultusminister der Länder zu übermitteln. 
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3. Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, die Forschung auf 
dem Gebiet der Blutstillungslehre besonders zu fördern? 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß die Forschung auf 
dem Gebiet der Blutstillungslehre in den Zentren, die sich auch 
mit der Behandlung und Betreuung von Hämophilen befassen, 
konzentriert werden sollte. Sie hält die Zusammenarbeit zwi- 
schen den biochemischen, immunologischen und klinischen For- 
schungsbereichen unter besonderer Berücksichtigung der Kin- 
derheilkunde für dringend notwendig. 

Der Wissenschaftsrat hat in seinem Verzeichnis 1968 einen Son- 
derforschungsbereich „Hämatologie“ an der Universität Ulm 
auf geführt. Dieser Sonderforschungsbereich wird von Bund und 
Ländern gemeinsam finanziert werden. 

4. In welcher Weise kann sichergestellt werden, daß die Kranken- 
kassen Kosten der Behandlung voll erstatten {so z. B. auch bei 
ärztlich indizierten Blutfraktionen, die bisher teilweise zu Lasten 
der Etats der behandelnden Kliniken gingen)? 

Zur Beantwortung der Frage 4 ist erforderlich, nähere Auskunft 
bei den Spitzenverbänden der Krankenversicherungsträger und 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung einzuholen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat diese 
Verbände zum Bericht aufgefordert. Sobald diese Berichte vor- 
liegen, wird die Bundesregierung die Antwort zu Frage 4 er- 
gänzen. 


Käte Strobel 



